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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau von 1979 (CEDAW),

1. betont, dass die gleichberechtigte Mitwirkung von Frauen und Männern in allen 
Lebensbereichen ein wesentliches Element der Demokratie ist und dass die Mitwirkung 
von Frauen bei der Entwicklung einen grundlegenden und allgemein anerkannten Wert 
darstellt und Voraussetzung für die sozioökonomische Entwicklung und für 
verantwortungsvolles demokratisches Regierungshandeln ist;

2. fordert einen umfassenden strategischen, nach Prioritäten abgestuften und längerfristigen 
Ansatz, um sicherzustellen, dass die Gleichstellung der Geschlechter zum Kernanliegen 
aller auf der Ebene der Europäischen Union geförderten Gemeinschaftspolitiken, 
Programme, Projekte und Tätigkeiten sowie aller Beziehungen zwischen der EU und 
Drittstaaten einschließlich der interparlamentarischen Zusammenarbeit wird, da dies 
unmittelbar mit der Achtung der Menschenrechte und demokratischer Grundsätze und der 
Gewährleistung des sozialen Zusammenhalts verbunden ist;

3. betont, dass der Gleichstellungsaspekt bei der Umsetzung der Leitlinien berücksichtigt 
werden muss, wobei gezielte Maßnahmen zugunsten von Menschenrechtsverteidigerinnen 
und anderen besonders schutzbedürftigen Gruppen, wie Journalisten und Personen, die 
sich für die Förderung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte, für die Rechte der 
Kinder sowie für die Rechte von Minderheiten einsetzen, durchzuführen sind;

4. betont die entscheidende Rolle der Europäischen Union beim Prozess der 
Demokratisierung von Drittstaaten und bei der Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern sowohl in ihren Mitgliedstaaten als auch in ihren Beziehungen zu 
Drittstaaten durch die Einbeziehung von Fragen der Gleichstellung der Geschlechter in 
vorrangige Themenbereiche und ihre Förderung sowie durch die Verwendung von 
partizipatorischen Ansätzen bei der Programmgestaltung und -entwicklung, wobei ein 
Schwerpunkt auf der Bekämpfung geschlechtsspezifischer Stereotype und jeder Form der 
Diskriminierung von und der Gewalt gegen Frauen liegen muss; unterstreicht, dass Frauen 
zudem in die Verhütung und Lösung von Konflikten einbezogen und dazu befähigt 
werden müssen, zum Nutzen der Gesellschaft als aktive Bürgerinnen zu handeln, wobei 
denen, die besonders schutzbedürftig sind, besondere Aufmerksamkeit gelten muss;

5. spricht sich dafür aus, dass Frauen als „Friedensmittlerinnen“ bei der Verhütung und 
Bewältigung von Konflikten mitwirken, und setzt sich für ihre aktive Beteiligung zum 
Wohle der Gesellschaft ein;

6. befürwortet regionale Programme zum Schutz besonders schutzbedürftiger Menschen, 
insbesondere zugunsten von Kindern, Frauen und alten Menschen;
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7. unterstützt nachdrücklich alle in den außenpolitischen Maßnahmen der EU enthaltenen 
Initiativen, Anreize und Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau, um die Mitwirkung von 
Frauen am Beschlussfassungsprozess auf allen Ebenen, sowohl im öffentlichen als auch 
im privaten Bereich, sicherzustellen, und ist der Auffassung, dass die ausgewogene 
Vertretung von Frauen und Männern beim Entscheidungsverfahren dazu dient, die 
Berücksichtigung von Fragen, die sich auf Frauen auswirken, zu gewährleisten;

8. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf zu gewährleisten, dass die Politik für 
die Gleichstellung der Geschlechter systematisch überprüft und bewertet wird und dass 
die Menschenrechte und Grundfreiheiten, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Gewährung von EU-Finanzhilfen, geachtet werden;

9. ist zutiefst davon überzeugt, dass die Stärkung der Rolle von Einzelpersonen, 
insbesondere von Frauen und der Zivilgesellschaft durch allgemeine und berufliche 
Bildung und Sensibilisierung, durch die gleichzeitig ein wirksames Eintreten für alle 
Menschenrechte einschließlich sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Rechte ermöglicht 
wird, eine wesentliche Ergänzung zur Ausarbeitung und Umsetzung aller Strategien und 
Programme zur Demokratisierung darstellt, für die die notwendigen Mittel gewährleistet 
werden sollten;

10. betont, dass spezifische Fortbildungsprogramme für Unternehmerinnen entwickelt werden 
müssen, um so ihre Teilnahme am Welthandel zu fördern;

11. stellt fest, dass in dem Beschluss zur Errichtung des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
verfügt wird, dass die Einstellung von Personal nach Leistungsgesichtspunkten erfolgt und 
dass die Gleichstellung der Geschlechter auf allen Ebenen gewährleistet wird; begrüßt die 
Bemühungen, mit denen sichergestellt werden soll, dass auf der Ebene der 
Delegationsleiter eine Vertretung von Männern und Frauen im Verhältnis 50:50 erreicht 
wird1; fordert den Europäischen Auswärtigen Dienst auf, eine ausgewogene Vertretung 
von Frauen und Männern in Institutionen von Staaten, in denen ein Konflikt beigelegt 
wurde, aktiv zu fördern.

                                               
1 Beschluss des Rates vom 26. Juli 2010 über die Organisation und die Arbeitsweise des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes, ABl. L 201 vom 3.8.2010, S. 30-40.
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